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Wir sind keine

Straßendemokratie

V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

„Man muss auch an die Landwirtschaft
denken!“ Unvergessen ist dieser Satz von
Loriot, als lakonische Antwort auf Klagen
über einen zu nassen April und einen zu
trockenen Mai. Und in der Tat: Man muss
tatsächlich an die Landwirtschaft denken,
gerade in einer Zeit, in der nur noch ma-
ximal zwei Prozent der Erwerbstätigen
dort beschäftigt sind – 1923 waren es
rund 38 Prozent – und ein Großteil der
Lebensmittel aus dem Ausland importiert
wird. Denn die Bauern haben keine große
Lobby mehr, um die Landwirtschaft wird
hierzulande kein großes Aufhebens ge-
macht. Das ist falsch gerade in Zeiten des
Klimawandels und einer nachhaltigen Kli-
mapolitik fatal, denn sorgfältige Landwirt-
schaft bedeutet ja bewusste Landschafts-
pflege, und keineswegs einfach nur billige
Massenproduktion von Nahrungsmitteln.
Der manchmal ideologisch unterfütterte
Gegensatz zwischen einer hinterwälderi-
schen, konservativen Bauerschaft einer-
seits und einer modernen, grünen Genera-
tion junger oder jung gebliebener Ökoso-
zialisten andererseits führt in die demo-
kratische Sackgasse. Gerade wer das Kli-
ma retten und nachhaltig wirtschaften will,
ist auf eine moderne und landschaftspfle-
gende Landwirtschaft angewiesen und
sorgt sich um das nur scheinbar unbe-
grenzt zur Verfügung stehende öffentliche
Gut der Natur, des Klimas und auch der
schonenden Produktion von Lebensmit-
teln. Und daher sind Subventionen in der
Landwirtschaft und für die Bauern sinn-
voll und gut. Ob es der Agrar-Diesel sein
muss, sei aber dahingestellt. Sie wird ver-
mutlich in kommender Zeit schrittweise
abgebaut werden, zugunsten etwa der För-
derung von artgerechter Tierhaltung.
Aber: Die in den letzten Tagen sehr radi-
kalisierte Form des Protestes der Bauern
durch Blockaden des öffentlichen Verkehrs
halte ich für weit überzogen, gerade ange-
sichts eines im Vergleich zu anderen euro-
päischen Ländern grundsätzlich konsens-
orientierten Wirtschaftsmodells in
Deutschland. Wir leben in einer parla-
mentarischen Demokratie, nicht in einer
Straßendemokratie! Und das heißt grund-
sätzlich und für jede Lobby im Staat: Man
protestiert an der Wahlurne, in Form von
regelmäßiger Bewertung der Parteien
durch die Bürger bei Wahlen. Und man
geht in die Auseinandersetzung mit Argu-
menten ins Parlament. Argumente und
Abstimmung sollen siegen, nicht die
Macht von Traktoren. Und angesichts
einer zunehmenden latenten Demokratie-
verdrossenheit in Teilen der Bevölkerung
halte ich eine Radikalisierung dieser Stra-
ßenproteste für gut möglich. Die Straße ist
– auch im Blick auf die am Ende radika-
lisierte Weimarer Republik – kein geeig-
neter Ort zur politisch aggressiven oder
gar gewaltbereiten Demonstration, man
denke an den Vorfall der Blockade der
Fähre von Minister Habeck. Es gelten das
Gewaltmonopol des Staates und das Ent-
scheidungsmonopol des Parlamentes. Öf-
fentliche Nötigungen zur Erzwingung von
politischen Lösungen widersprechen unse-
rer parlamentarischen Demokratie, auch
im Fall übrigens der sinnlosen Streiks
unter Federführung von Herrn Weselsky.
Es gilt, ein gutes Gedächtnis bis zum
Wahltag zu haben und dann entsprechend
zu wählen: Das ist das gute Recht der
Wähler. Aber auf den Straßen muss ge-
waltloser Friede das Recht haben!
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Bei einer aktuellen Umfrage wünschen sich 61 Prozent der Befragten ein eigenes Schulfach, in dem Finanzwissen vermittelt wird. Foto: dpa

Finanzwissen:

Mangelhaft

Nur wer Bescheid weiß, kann auch souverän entscheiden, wie er seine Finanzgeschäfte regeln will. Umfragen
zeigen, dass viele Deutsche sich uninformiert fühlen. Was ist zu tun? V O N PAT R I C K P E T E R S

D
ie finanzielle Befähigung von
Privatpersonen gewinnt gerade
in Zeiten hoher Inflation und
hoher Zinsen sowie wirtschaftli-

cher Unsicherheit zunehmend an Bedeu-
tung. Sowohl wer täglich mit Geld umgeht
als auch vor allem der, der sparen und in-
vestieren möchte, um später finanzielle

pflichten, Produkt-Governance und mehr.
Aber viele verstehen die Informationen
nicht gut genug. Wir müssen vor allem jun-
gen Menschen besseres Finanzwissen ver-
mitteln, denn gerade in jungen Jahren
können beispielsweise für die Altersvorsor-
ge die größten Effekte erzielt werden.“

werden sollte. Bei der Altersvorsorge und
der Geldanlage wird die Bedeutung ökono-
mischen Wissens also besonders deutlich.
Die Anlagewelt ist komplex und oft verwir-
rend, mit einer Vielzahl von Produkten und
Strategien, die jeweils ihre eigenen Risiken
und Chancen bieten. Ohne ein Grundver-
ständnis ökonomischer Prinzipien kann die

waltung persönlicher Finanzen. Investoren,
die finanziell gebildet sind, können die Per-
formance ihrer Anlagen besser beurteilen
und sind in der Lage, ihre Portfolios ent-
sprechend ihrer Risikobereitschaft und fi-
nanziellen Ziele zu gestalten.“ Dazu komme
auch die Notwendigkeit, sich mit Fragen
außerhalb der einen Finanzanlage zu befas-
Freiheit zu erreichen, braucht solides öko-
nomisches Wissen. Das reicht von grundle-
genden Prinzipien wie Angebot und Nach-
frage bis hin zu komplexeren Themen wie
Geldmarktdynamiken und Anlagestrate-
gien. Ein breites Verständnis dieser Kon-
zepte ermöglicht es Menschen, informierte
Entscheidungen über ihre Finanzen zu tref-
fen, Risiken abzuwägen und Chancen auf
dem Markt zu erkennen.

Leider ist es mit der Finanzbildung in
Deutschland nicht allzu gut bestellt. Unter
finanzieller Bildung versteht man das Wis-
sen, die Fähigkeit und die Bereitschaft, fun-
dierte finanzielle Entscheidungen zu tref-
fen. Die Probleme damit hierzulande zeigt
eine Studie der IU Internationalen Hoch-
schule (IU), die wissen wollte, wie es um
das Finanzwissen der Deutschen steht. In
einer repräsentativen Umfrage kam zwar
heraus, dass 92,3 Prozent aller Befragten fi-
nanzielle Bildung für wichtig bis sehr wich-
tig halten. Und 79,7 Prozent schätzen die
eigene finanzielle Bildung selbst als gut bis
sehr gut ein. Doch das Gegenteil scheint der
Fall zu sein. Schließlich zeigt die Messung
der finanziellen Bildung, dass die Teilneh-
mer im Schnitt gerade einmal 10,7 Punkte
von 20 möglichen Punkten erzielt haben.

Dazu sagt Prof. Dr. Johannes Treu, Pro-
fessor für Allgemeine Betriebswirtschafts-
lehre und Volkswirtschaftslehre an der IU
Internationalen Hochschule: „Finanzielle
Bildung ist eine lebenslange Aufgabe, des-
halb fühlen sich Menschen mit mehr Le-
benserfahrung besser informiert. Vor eini-
gen Jahren hat die EU durch Gesetze eine
deutlich stärkere Transparenz in den Fi-
nanzmarkt gebracht, um die Anleger zu
schützen. Dabei geht es um Beratungs-
Nur jeder Dritte glaubt,
genug zu wissen
Zu einem anderen zahlenmäßigen Ergeb-
nis, aber sehr wohl zur gleichen Erkenntnis
kommt eine Befragung von Swiss Life
Deutschland. Demnach schätzt nur jede
dritte Person ihr Finanzwissen als sehr gut
bis gut ein. Dabei zeigt sich: Wer ein hohes
Wissen hat, fühlt sich besser abgesichert
und fühlt sich besser auf die Rente vorberei-
tet. Das bedeutet: Wer das eigene Wissen
um Finanzen und Vorsorge als sehr gut oder
gut einschätzt, hat mehr Geld zur Verfü-
gung, beschäftigt sich mehr mit Finanzen
(90 Prozent) und fühlt sich besser auf die
Rente vorbereitet und abgesichert (74 Pro-
zent). Jörg Arnold, Geschäftsführer von
Swiss Life Deutschland, sagt dazu: „Wer in
der Lage ist, für sich selbst zu entscheiden
und Finanzfragen zu beantworten, kann
ökonomische Ziele formulieren, fürs Alter
ausreichend vorsorgen und profitiert von
Gestaltungsoptionen. Wir sollten in die
Eigenverantwortung der Menschen inves-
tieren und ihnen Unterstützung bieten, um
ein selbstbestimmtes Leben zu führen.“
Eine interessante Aussage: Finanzthemen
haben ein Imageproblem, generell beschäf-
tigt sich fast jede dritte befragte Person (32
Prozent) nie oder nur selten mit dem The-
ma Finanzen. Und fast jede zweite Person
unter 25 Jahren hat bisher noch nicht für
den Ruhestand vorgesorgt (47 Prozent).
Das macht laut Swiss Life Select deutlich,
dass Finanzthemen in Deutschland ein
Imageproblem hätten und die Menschen
gehemmt seien, sich eingehend mit ihrer
Vorsorge zu beschäftigen. 44 Prozent sag-
ten, dass häufiger über Geld gesprochen
Geldanlage schnell zu einem riskanten
Unterfangen werden.

„Einer der grundlegendsten Fehler, die
Menschen ohne ökonomisches Wissen ma-
chen, ist das Fehlen von Diversifikation. Sie
neigen dazu, ihr Geld in nur eine oder sehr
wenige Anlagen zu stecken, ohne das Risiko
zu verstehen, das damit verbunden ist. Dies
kann zu großen Verlusten führen, wenn die-
se spezifischen Anlagen schlecht abschnei-
den“, berichtet der Krefelder Experte für
betriebswirtschaftliche und finanzmathe-
matische Analysen und Bewertungen Rolf
Klein von seinen Erfahrungen.

Wer wenig weiß, lässt sich
von Emotionen leiten
Ein weiteres Problem ist die Anfälligkeit für
emotionale Entscheidungen. Ohne ein tie-
fes Verständnis dafür, wie Märkte funktio-
nieren, können Anleger dazu neigen, auf
Marktschwankungen überzureagieren – sie
kaufen vielleicht zu Höchstpreisen und ver-
kaufen in Panik, wenn die Kurse fallen.
Ökonomisches Wissen kann dabei helfen,
solche emotionalen Reaktionen zu mildern
und stattdessen auf langfristigen Strategien
und soliden Daten zu basieren. Darüber hi-
naus führt ein Mangel an ökonomischem
Wissen oft dazu, dass Menschen Betrüge-
reien und Investmentangeboten zum Opfer
fallen, die zu gut sind, um wahr zu sein. In
einem Markt, der ständig neue und komple-
xe Finanzprodukte hervorbringt, ist es ent-
scheidend, die Mechanismen hinter diesen
Angeboten zu verstehen, um fundierte Ent-
scheidungen treffen zu können. Rolf Klein
meint: „Finanzielle Bildung ist grundlegend
für das Verständnis und die effektive Ver-
sen, um die persönlichen Finanzen zu
schützen. Dazu gehören laut Rolf Klein vor
allem steuerliche Fragestellungen, politi-
sche Entwicklungen und der gesamte The-
menkomplex Schenkung und Erbschaft.
„Vermögensschutz und finanzielle Freiheit
enden nicht bei der Geldanlage, sondern
sollten viel breiter und über die Generatio-
nen hinweg gedacht werden.“

Das Problem der mangelnden Finanzbil-
dung beginnt übrigens schon der Schule,
stellt Swiss Life Select in der Studie heraus.
Wer einen hohen Schulabschluss habe,
schätze zwar das eigene Wissen um Finan-
zen als sehr gut oder gut ein (48 Prozent).
Aber die Schule als Ort der Vermittlung von
Finanzwissen hat noch großes Potential:
Nur drei Prozent der befragten Personen
sagen, dass sie die Schule als Informations-
kanal für Finanzwissen genutzt haben. Das
ist der am seltensten genannte Kanal, heißt
es. Dabei finden die meisten, dass die Schu-
le ein guter Ort wäre, um Finanzwissen zu
vermitteln (45 Prozent) und sogar 61 Pro-
zent finden, dass es ein verpflichtendes
Schulfach für Finanzen geben sollte.
Gleichzeitig sagen 45 Prozent der Befrag-
ten, dass die Menschen in Deutschland
nicht die gleiche Chance auf finanzielle Bil-
dung haben. „Aktuelle Lehrpläne wirken
nicht zeitgemäß und sie bereiten nur be-
dingt auf ein selbstbestimmtes Leben vor.
Es überrascht deshalb nicht, dass viele
Menschen ein verpflichtendes Schulfach
für Finanzen wünschen. Gleichzeitig bleibt
das Auseinandersetzen mit Finanzthemen
nicht nur in frühen Jahren, sondern ein Le-
ben lang relevant. Unsere qualifizierte Fi-
nanzberatung unterstützt dabei – egal in
welcher Lebenssituation“, so Jörg Arnold.


